
Verfahrensvermerke
Aufstellungsbeschluss
Der Stadtrat der Kreisstadt Neunkirchen hat am 20.07.2022 die 25. Änderung des Flächennutzungsplans 
beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB). Der Beschluss, den Flächennutzungsplan zu ändern, wurde am 08.12.2023 
ortsüblich bekanntgemacht (§ 2 Abs. 1 BauGB).

Beteiligungsverfahren
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wurde durch Auslegen der Planunterlagen in der Zeit vom 05.01.2024 
bis 19.02.2024 durchgeführt (§ 3 Abs. 1 BauGB). Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden 
mit Schreiben vom __________ von der Planung unterrichtet (§ 4 Abs. 1 BauGB) und zur Äußerung im Hinblick auf 
den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgefordert.
Der Entwurf der 25. Änderung des Flächennutzungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung und der 
Begründung sowie die wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen, haben in der Zeit 
vom __________ bis einschließlich __________ öffentlich ausgelegen (§ 3 Abs. 2 BauGB). Ort und Dauer der 
Auslegung sowie Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, wurden mit dem 
Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist abgegeben werden können und dass nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung unberücksichtigt bleiben können, am __________ 
ortsüblich bekanntgemacht (§ 3 Abs. 2 BauGB). Die betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden wurden gem. § 4 Abs. 2 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB  parallel zur 
öffentlichen Auslegung mit Schreiben vom __________ an der 25. Änderung des Flächennutzungsplanes beteiligt. 
Im Anschreiben wurde auf die parallel stattfindende Auslegung hingewiesen.

Abschließender Beschluss
Die vorgebrachten Anregungen wurden vom Stadtrat der Kreisstadt Neunkirchen am __________ geprüft und in 
die Abwägung eingestellt. Das Ergebnis wurde denjenigen, die Anregungen vorgebracht haben, mit Schreiben vom 
__________ mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB). Der Stadtrat der Kreisstadt Neunkirchen hat am __________ die 
25. Änderung des Flächennutzungsplanes beschlossen.

Neunkirchen, den __________
Der Oberbürgermeister (Aumann)

Genehmigung
Die 25. Änderung des Flächennutzungsplanes wird gem. § 6 Abs. 1 BauGB vom Ministerium für Inneres, Bauen 
und Sport genehmigt.

Saarbrücken, den __________

Az.: 
Ministerium für Inneres, Bauen und Sport

Bekanntmachung
Die Erteilung der Genehmigung der 25. Änderung des Flächennutzungsplanes durch das Ministerium für Inneres 
und Sport ist am __________ gem. § 6 Abs. 5 BauGB ortsüblich bekanntgemacht worden, mit dem Hinweis auf Ort 
und Zeit der öffentlichen Einsehbarkeit des Flächennutzungsplanes. Mit dieser Bekanntmachung ist die 25. 
Änderung des Flächennutzungsplanes wirksam.

Neunkirchen, den __________
Der Oberbürgermeister (Aumann)

Ausfertigung
Die 25. Änderung des Flächennutzungsplans wird hiermit ausgefertigt.

Neunkirchen, den __________
Der Oberbürgermeister (Aumann)
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KREISSTADT NEUNKIRCHEN
25. Teiländerung des
Flächennutzungsplans
zum Bebauungsplan Nr. 127 "Menschenhaus", 1. Änderung

Stand: Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB und 
Beteiligung der Behörden und Träger öffentl. Belange gem. § 4 Abs. 

2 BauGB
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1. Art der baulichen Nutzung (gem. § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB)

SonderbauflächeS

2. Flächen für Wald (gem. § 5 Abs. 2 Nr. 9b BauGB)

Wald (Darstellung alt/neu)

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs

4. Sonstige Planzeichen 

Wasserschutzgebiet

3. Nachr. Übernahmen (gem. § 5 Abs. 4 BauGB)
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